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Beitrag iſt noch gering im Verhältniß zu den Ber. 
trägen, welche die Militärs zahlen müſſen. Auch 
die verhelratheten Lehrer find im Stande und Wil⸗ 
lens, erhöhte Beiträge zu zahlen, denn gerade über 
die ſchlechte Beſoldung der älteren Lehrer wird ge. 
klagt. Wenn wir aber Gemeinde und Lehrer ſelbſt 
in erhöhtem Maße heranzlehen, ſo iſt es gerecht, 
auch den Staat mehr zu belaſten. Als wir 1869 
das Lehrerwlttwen Penſtonsgeſetz ſchu en, ſprach man 
uns von den koloſſalen Ausgaben, die dem Staat 
daraus erwachſen würden; die Erfahrung hat dem 
aber bis jetzt widerſprochen. Sollten aber wirk⸗ 
lich jetzt größere Ausgaben entſtehen, ſo kann man 
ja, um dleſelben zu decken, die 14 Millionen Sleuer⸗ 
erlaß verringern, das Volk würde damit gewiß zu⸗ 
frieden ſein. Die vom Herrn Vorredner vorgeſchla⸗ 
gene Vereinigung aller Penſlenskaſſen zu einer für 
die ganze Monarchie halte ich für unpraktiſch; paſ⸗ 
ſender wäre ſchon die Konzentrirung in Provinztal- 
fallen. Wenn die königliche Staate rezlerung ſich 
von einer zu ſtarlen Kapitaliſtirung in den Kaſſen 
abwendet, fo kann ich dem nur beiſtimmen. Ich 
freue mich über die Vorlage, wetl ich annehme, daß 
ihr bald eine Vorlage über Emeritirungs⸗Gehaltt 
und Dotationen folgen wird, und ich möchte bean⸗ 
tragen, die Vorlage nicht der Budget-, ſondern der 
Untereichts Kommiſſion zu unterbreiten. 

Abg. v Meyer (Arnswalde): Der Herr 
Vorredner hat nur bedingt Recht, wenn er meint, 
die ganze konſervatlve Partei ſiimme mit ihm dem 
Geſetz in allen Punkten bei. Auch ich freue mich 
über die Verlage; aber ich muß mich gegen eine 
erzöhte Heranz ehung der Gemeinden ausſprechen. 
Der Staat trägt 52,643, die Gemeinden 51,429 
Mark bei; das ſcheint wenig zu fein, iſt aber in 
dee That viel; wenigſtens für die Oſtprovinzen. 
Die Bauern, die zuerſt gern für das Schulweſen 
zahlen, find durch die geſtelgerte Belaſtung ſchon 
förmlich wild auf die Schulen und die Schulmelſter 
geworden; dazu kommt noch die ungleiche und un⸗ 
verhällnſßmäßige Biſteuerung der Einzelnen. Der 
einzige, der da eintreten muß, iſt der Staat; und 
ich glaube mit dem Herrn Vorredner, daß man die 
hier aufzubringenden Mehrkoſten lieber von dem 
prolekttrten Steuererlaß ſubtrahtren könnte. Man 
darf da nicht einwenden, daß Alle herangezogen 
werben zu Laſten, von denen nicht Ale in gleichem 
Maße Nutzen haben; ich weile nur auf die un⸗ 
gleichen Verhältniſſe, die dadurch hervorgerufen wer⸗ 
den, daß die Provinz Preußen Eatſchädigungen er⸗ 
hält für die Leiſtungen, die 1813 ihnen auferlegt 
waren, während die Neumark bei damals gleichen 
Leiſtungen keine Entſchädigung erhält. Schließlich 
1 ich fragen, wie es ſich mit den zu Gunſien 
an veranſtalteten Kirchenkollelten 
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Landtags⸗Verhandlangen. 
Abgeordnetenhaus. 
17. Sigung vom 30 November. 


Präſtdent v. Köller eröffnet die Sitzung 
um 11¼ Uhr. 

Am Miniſtertiſch: Maybach, Bitter, v. Putt⸗ 
kamer, v. Bötticher, Miniſterial⸗Direktor Jacobi und 
mehrere Regterunge-Kommiſſarien. 

Tagesordnung: 

Der Bericht über die Verwendung des Erlöſes 
(968,74 M.) für eine verkaufte Berliner Stabt⸗ 
bahnparzelle wird auf Antrag des Abg. Irhrn. 
v. Minnigerode durch Kenntnißnahme für erledigt 
erklärt. 

Zur erſten Verathung des Entwurfs cines Ge⸗ 
ſeczes zur Abänderung und Ergänzung die Geſetzes 
N betreffend die Erweiterung, Umwandlung und Neu- 

errichtung von Witiwen- und Waiſenkaſſen für Ele⸗ 
mentarlehrer vom 22. Dezember 1860 melden fig 
16 Redner zum Wort. 

Abg. Platen (Seminar-Direktor in Pr. 
Eylau): Ein Geſetz, welches die Lage der Wittwen 
und Watjen verbeſſern will, wird von mir zu jeder 
Zeit mit Freuden begrüßt werden. Nach der jepi- 
gen Vorlage ſollen die Lehrer wittwen als Minimal- 
penſton 200 M. jährlich bekommen, und fie wer⸗ 
den ſicherlich, wenn fir nicht mehr erhalten können, 
auch dleſes dankbar annthmen. Meine Bedenken 

uchten ſich nur gegen die Art, wie diefer Minimal⸗ 
aß aufgebracht werden ſoll. Es ſollen die Lehrer 
zu höheren Beiträgen herangezogen werden und dit 
kragspflicht der Gemeinden von 12 auf 15 M. 


erhöht werden. len 50,000 Mark aus 
Re 


it eingeftellten Mitteln Fenommen 
werden, die zur Erhobung der Lehrergehälter be⸗ 
ſtimmt find. Dies alles If äußerſt bedenklich; denn 
ich beſtreite, daß die älteren Lehrer ein jo auskömm 
liches Gehalt haben, daß man ihren 50000 M. 
entzuhen könnte, um fie zu anderen Zwecken zu 
derwinden. Mit den 200 M. als Minimalſatz 
wird ſehr wenig erreicht, nicht mehr, als daß die 
Vreispiffereng der Lebene be dür fniſſe, die um 50 pCt. 
geſtiegen find, ausgeglichen wird. Die Motive ſelbſt 
legen ung die Frage nahe, wenn einmal geſetzgebe⸗ 
riſch dieſer Punkt angeregt wird, etwas welter zu 
gehen, und daher, meine Herren, meine ich, iſt jet 
die Gelegenbeit gegeben, etwas mehr zu thun: man 
ſollte das Geſetz dahin erweitern, daß die gegen⸗ 
wärtig vorgeſchlagene Maxlmalpenſton zur minima- 
len Baſis in Zukunft genommen wird. Wenn die 
Lehrer ſelbſt jetzt das Möͤglichſte leiſten ſollen und 
auch die Gemeinden mehr thun müſſen als früher, 
ſo ſollte auch der Staat mit höheren M tteln ein 
treten Und wenn der letztere hier den Lehretwitt⸗ 
wen eine Wohlthat erwelſt, fo erfüllt er daher an- 
dererſeits eine Heilige Pflicht, deun der Lehrerſtand 
iſt heute ein höchſt wichtiger Faktor der Geſammt⸗ 
Bildung unſeres Volkes, und die Lehrer find nicht 
in der Lage, für ihre Wittwen und Waiſen auch 
zur einen Silbergroſchen zu erſparen. Die Lehrer 
baten bis auf den heutigen Tag treu an ihrem 
Könige gehangen und ihre beſten Kräfte feis für 
das Wohl unſeres Volkes eingeſetzt. Da iſt es 
eine heilige Pflicht, welche wir dieſem Stand ge- 
genüber erfüllen, wenn wir verſuchen, das Geſetz 
ſowett zu modifiztren, daß den Wittwen und Waisen 
noch etwas mehr gegeben wird, ale die Regterung 
ihnen zu geben jetzt die Abſicht hat. 
el Abg. Stroſſer: In der Sache bin ich 
mit dem Herrn Vorredner bezüglich der me ſten ſel⸗ 
ner Erwägungen einverſtanden. Nur in der Form 
babe ich noch Einiges einzuwenden. Wenn man 
die 200 Mark in Thaler überträgt, fo ſchelnt eine 
Erhöhung von 50 auf 667¾ Thaler ſehr gering; 
ich glaube, daß man jetzt ſchon die Minimal-PBen- 
A Non auf 250, ja auf 300 Mark erhöhen kann, 
davon kann eine Wittwe mit ihren Kindern eben 
nothdürftig leben. Um dieſe Penſtonshöhe zu er- 
reichen, giebt es verſchiedene Wege. Der Entwurf 
anlmmt dabei faſt ganz Abſtand von der wenig in 
Anwendung gekommenen Berechtigung, die nach dem 
Gehalt bemeſſenen Penſtons-Beiträge von den Leh⸗ 
lern einzuziejen. In einer aus mehreren Orten 
meines Kreiſes ſtammenden Petitioa ſprechen dit 
Lehrer aus, fie wären gern bereit, erhöhte Beiträge 
zu zahlen, wenn fie nur die Ueberzeugung hätten, 
daß dereinſt ihre Wittwen und Waiſen einigermaßen 
verſorgt wären; bei einer Erhöhung der Minimal 
Benfion auf 300 Mark würde der Beitrag von 
15 auf 18 bie 21 Mark erhöht werden; dleſer 
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Die Lehrer ſelbſt, 
die Lehrer mit mehr 
nicht angemeſſen; 

er 
ein, nachdem die Erwägungen Re 5 

en 
Kreiſen. Auch den Gemeinden 18 e 
mehr aufzubürden, erſchien ungeeignet; es ſchlen ge⸗ 
nügend, in den Fällen, wo die Speztalkaſſen es 
forderten, einen Thaler mehr zu fordern; da biefer 
Thaler ſich auf circa 50 Mann verthellt ſcheint 
die Belaſtung gering, hohere Forderungen konnte die 
Regierung nicht ſtelen, wegen der ſonſiigen hohen 
Beſteuerung der Einzelnen. Der Staat iſt der 
dritte Faktor; der giebt 52,090 Mark und es 
ſchien wohl geeignet, dieſelben von den 12 Millio- 
nen zu nehmen, die im Etat für die Lehrer be⸗ 
ſtimmt find. Die Gehalts- Verbeſſerun 36 Beiträge 
einzuziehen, ſchlen deswegen hart, well bei Ver⸗ 
ſetzungen die Lehrer ſchon ohnedies viele Aus gaben 
haben; wir haben von dieſem Betrag alſo bis jetzt 
abgeſehen, wozu wir berechtigt waren, möchten den 
Punkt aber jetzt geſetzlich regeln. Es iſt geſprochen 
von der zu ſtarken Kapitaliſtrung der Kaſſen, aber 
durch dieſe Kapitaliffrung haben von 28 Kaſſen 


jezt ſchon 19 über 100,000 Mark Beſtand. Im 
Jahre 1866 wurde ein Fond von 33,000 Mark 
für Lehrerwittwen⸗Penſtonen beſtimmt; dieſer wurde 
bis jetzt für ſolche Wittwen beſtimmt, deren Män⸗ 
ner noch vor dem Zuſtandekommen dieſes Geſetzes 
ſtarben; erſt wenn bieje in Wegfall kommen, wer⸗ 
den dieſe 33,000 Mark für den allgemeinen Leh⸗ 
rerwittwen-Penſtonsfonds disponibel werden; die 
Frage der Centraliſtrung der Wlttwen⸗Penſtons⸗ 
kaſſen in eine Landes oder einzelne Provinzial⸗ 
kaſſen iſt zu ſchwlerig, als daß ich jetzt ſchon dar⸗ 
über urtheilen könnte; ich werde es in der Kom⸗ 
miſſton thun, der ja wahrſcheinlich die Vorlage un⸗ 
terbreitet werden wird. 

Abg. Hollenberg dankt gleichfalls dem 
Kultusminiſter für die Einbringung der Vorlage, 
hat aber ebenſo den Wunſch, daß die Kaſſen ent- 
weder provinzenweiſe oder in eine einzige zuſammen ⸗ 
gezogen würden. Die Staatsſinanzen fein zwar 
gegenwärtig derart, daß eine Erhöhung des Staats⸗ 
beſtrages ſchwierig jet, aber bei der eminenten Be⸗ 
deutung des Schrittes, den man thun wolle, müß⸗ 
ten dieſe Schwierigkeiten ſich überwinden laſſen. Red⸗ 
ner empfiehlt die Ueberweiſung an die Unterrichte⸗ 
Kom miſſton. 


Abg. Rickert hat g gen letzteren Antrag 
nichts einzuwenden. Gerade erhebend ſei der Ein⸗ 
druck nicht, wenn man bedenke, daß eine ſeit einem 
Dezennium erſtrebte Reform jetzt in jo mäßiger Ge⸗ 
ſtalt an das Haus gelange, daß noch heute dieſer 
Frage gegenüber eine Bemerkung wie die folgende 
ta den Moticen ſich finden könne: Angeſichts der 
Jinanzlage empfi⸗ hit ſich eine weitere Belaſtung des 
Aus gabe⸗Budgets nicht. In Preußen gebe es noch 
tauſend Lehterwittwin ohne jeden Anſpruch auf 
Penſſon, weil ihre Männer ſeinerzelt den Kaſſen 
nicht beigetreten ſeien. Her müſſe Verſtärkung der 
Jonds eintreten (Der Kultusminiſter zuckt die 
Achſeln) Der Herr Min ſter möge ſich verſichert 
halten, daß er die nachdrücklichſte Unterſtützung des 
Hauſes finden werde bei dem Beſtreben, in den 
Heran Finanzminiſter zu dringen, die betreffenden 
Fonds ſtärker zu dotiren. Der Abg. v. Meyer 
möge doch dem Sttuer⸗Exlaß gegenüber ſich etwas 
vorſichtiger ausdrücken, da es ihm ſonſt leicht paſ⸗ 
firen kön te, von der ofſiziöſen Preſſe als „anti⸗ 
mon archiſch“ gebrandmarkt zu werden. (Heiterkeit.) 
Die Klagen des Herrn Abgeordneten über die Wi⸗ 
derwilligteit der Landbevölkerung gegen die Schul. 
laſten feien nur zu begründet. Redner wünſcht mit 
dem Abg. Stroſſer die baldige Vorlage eines Schul⸗ 
dotationsgeſetzes. 

Abg. Schmidt (Sagan): Der Artikel 4 
des Entwurfs geht zwar über den zitirten Beſchluß 
biefes Hauſes hinaus, indem derſe be nicht die 
zwangsweiſe Kapltaliſttung von Kollekten, Schen⸗ 
kungen und Vermächtniſſen verlangte; indeſſen kom- 
men ja die Kollekten nach den Ertlärungen des 
Herrn Kommiſſars in Wegfall, und Schenkungen 
ſowie Vermächtuſſſe müſſen kapitaliſirt werden, wenn 
dies in den Ul kunden feſtgeſetzt iſt. Dem Artikel 4 
können wir alſo zuſtimmen, aber mit dem Vorbt⸗ 
halt, daß unter veränderten Verhältniſſen die Frage 
der Nothwendigkeit einer beſtimmten Kapitaliſirung 
wieder in Erörterung genommen wird. — Bleiben 
wir nun bei 200 M. als Minimalſatz ſtehen, 
dann hat Art 3, betr. die Heranziehung der Leh- 
rer und der Gemeinden, für die Mehrzahl meiner 
Freunde Bedenken. Nach dieſem Mintmalſatz blei⸗ 
ben im Ganzen noch 103 104,000 M. zu 
decken, davon werden 52,643 M. auf die Staats- 
kaſſe übernommen, der Reſt durch die Erhöhung der 
Gemeindebeiträge aufgebracht. Für dieſen Modus 
führen die Motive drei Gründe an: erſtens, daß 
die Erhöhung ſehr gering fer, nämlich nur 3 M. 
betrage, zweitens, daß dann die Gemeinde -Belträge 
erſt die Höhe der Lehrer-Belträge erreichen, und 
endlich, daß die Gemeinden an der Erhöhung ſelbſt 
das weſentlichſte Intereſſe hätten. Dieſe Gründe 
erſcheinen doch nicht völlig darchgreifend. Die Er- 
höhung iſt ja an ſich zweifellos gering und nicht 
drückend, noch viel mehr kommen aber dieſe Elgen 
ſchaften in Betracht, wenn biefer Betrag auf die 
Staatskaſſe übernommen wird. Denn Herr von 
Meyer hat leider ganz Recht, mit der einen Er⸗ 
höhung iſts ja nicht gethan, die Forderung tritt 
immer von Neuem auf und ſchließlich bringt ein 
Tropſen das volle Faß zum Ueberlaufen. Bei ſehr 
vielen Gemeinden iſt im Laufe der Zeit ein ſehr 
ſtarkes Gefühl des Mißbehagens Über dirſe Ueber⸗ 
laſtung hervorgetreten; und eine derartige Belaſtung, 
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wie die hier vorgeſchlagene, die nicht die Allgemein⸗ 
heit, ſondern nur einzelne Gegenden trifft, iſt erft 
recht nicht beſonders gerignet, Sympathie zu erre⸗ 
gen. Haben die Gemeinden ihre Schuldigkeit ge- 
than, und iſt das Zurückbleiben der Kaſſen anderen 
Umpönden zuzuſchreiben, zum Beifptel dem ſchnelle⸗ 
ren Verbrauch der Lehrer, ſo iſt es offenbar unge⸗ 
recht, die ärmeren Gemeinden noch dazu hoher, als 
die anderen, zu belaſten. Hier ſoll der Staat 
allerdings eintreten! Der zweite Grund iſt doch 
nur ſcheinbar ein ſolcher, denn ſchließlich werden 
doch auch die Lehrerbeiträge in den meiſten Fällen 
ſchon von den Gemeinden bezahlt. Wenn es end⸗ 
lich heißt, daß die Gemeinden an einer neichlichen 
Dottrung das größte Intereſſe haben, ſo wird doch 
ein weſentlicher Umſtand ignorirt, das iſt das un⸗ 
geheure allgemeine ſtaaliche und ſoztale Intereſſe, 
welches der Staat hat, eine rückſchrittliche Bewe⸗ 
gung sus den beſſeren ſoztalen Verhältniſſen, na⸗ 
mentlich in den gebildeten Ständen der Beamten 
und Lehrer zu verhindern. Solcher Rückſchritt bat 
an ſich etwas höchſt Trauriges und kann von den 
ſchlimmſten Folgen begleitet ſein. Der Staat hat 
das allerwichtigſte Intereſſe an der Feſtigkeit dieſer 
Stützen und an der Erhaltung der Friſche und der 
freudigen Thätigkeit ditſer Organe; dazu gehört vor 
Allem auch die Vorſorge für die Hinterbliebenen 
dieſer Beamten. Dieſes große und beſtimmte In⸗ 
t.refje des Staates, bei derartigen Kaſſen ſich zu 
betheiligen, iſt bis jetzt bei Wittwen⸗ und Waiſen⸗ 
kaſſen pekuniär nur ſehr ungenügend zur Geltung 
gekommen, und 104,000 Mark erſcheinen doch in 


der Thvt gering, um dleſe große foziale Pflicht zu 


erfüllen, zumal aus dem Etat ja ſchon jährlich 
250000 Mark für die Wittwen und Waiſen aus- 
geworfen nd und in dieſem Jahre allein 100,000 
Mark mehr gefordert werden. — Für die Bethei⸗ 
ligung der Provinztalverbände ift innerhalb einer 
Fraktion eine Neigung nicht vorhanden. Was nun 
den Mintmalſatz anbetrifft, ſo hat der Kultus⸗ 
mintſter feine Schuld an dem Satz von 200 M., 
denn wir haben ſelbſt nicht mehr verlangt; aber 
auch das Bedenken des Herrn v. Meyer, daß mehr 
zu verlangen unkonſtitu tionell fein würde, iſt gleich⸗ 
falls unbegründet. Wir find wiederholt über bie 
Reglerungs⸗Forderungen hinausgegangen, z. B. bet 
den richterlichen Gehältern. Andererſeits ft kein 
Zweifel, daß die Erhöhung von 150 auf 200 M. 
pro Jahr unbedrutend if, die Motive geſlehen das 
ſelbſt zu. Eine mäßige Echöbung erſcheint um fo 
angemeſſener, wenn man vergleicht, daß nach dem 
Reichs⸗Militär⸗Penſtons-Geſetz von 1871 der Mi- 
nimalbttrag ſich für die Hinterbliebenen der Feld⸗ 
webel und Unterärzte auf jährlich 324, für die 
Sergeanten und Unteroſſiztere auf 252 Mark be⸗ 
läuft. Dann ſcheint es doch wirklich nicht zu boch 
gegriffen, wenn wir eine Minimalpenfion von 250 
M. befürworten, was ja erſt derjenigen für die 
Hinterbliebenen der Sergeanten und Unteroffiziere 
gleichkommt. (Hört! Hört!) Herr Stroſſer will 
nun das Defizit durch ſtärkere Heranztehung der 
Lehrer und Gemtinden decken. Gegen eine Er bö⸗ 
hung der Lehrerbeiträge erklären wir uns aber ınt- 
ſchieben und auch die ſtärkere Belaſtung der Ge⸗ 
meinden erſchtint der Mehrzahl meiner Freunde be⸗ 
denklich. Der im Ganzen erforderliche Zuſchuß von 
668,000 Mark iſt keinesfalls für den Staat zu 
hoch, wenn er feine oben berührten ſozialen Pflich⸗ 
ten erfüllen will. Uebrigens iſt ja zu erwarten, 
daß dieſe große Summe nicht völlig verbraucht 
wird; ganz ähnliche Bedenken des Kultus miniſiers 
von Mühler im Jahre 1869 erwieſen ſich hinter 
her als unbegründet. Die Einſtellung des Deſt⸗ 
zits in den Etat be! der mehrerwähnten Poſi ion 
erſcheint mir nicht nichtig, da die dort ausgewor 
fene Summe voll verbraucht wird. Eine Zufam“ 
menziehung aller oder mehrerer Kaſſen können wir 
auch nicht für unbedenklich halten. Der Kommi, 
Kon wird die Erwägung des Gedankens zu ewpfeh“ 
len fein, ob nicht eine geſetzliche Abſtufung der Pen⸗ 
ſtonen nach der Zahl der unverſorgten Kinder ſtatt⸗ 
zufinden habe. Mit Rückſicht auf die Beſonder⸗ 
heiten der Vorlage ſchlage ich eine beſondere Kom⸗ 
miſſion zur Porberathung vor. (Beifall.) 


Abg. Dr. Langerhans: Alle Mitzlie 
der des Hauſes find unſtreitig darüber einig, daß 
ſelbſt 250 M. jährliche Penſton für eine Lehrer- 
wittwe kaum ausreichend ſein dürften, und auch die 
Gegner haben durchblicken laſſen, daß ſehr bald 
eine neue Geſetzts vorlage der Regierung zu er war, 
ten ſteht, welche die Penſtonen erbözen fol. Wan 
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wir nun doch einmal davon überzeugt ſind, daß 
das Elend unter den Lehrerwittwen groß iſt, und 
Frauen von Beamten in gleicher Stellurg eine 
döhere Penſton erhalten, jo ſollten wir dieſe für 
die Lehrerwittwen jetzt wenigſtens auf 250 M. feſt⸗ 
ſetzen. Auch darin herrſcht wohl eine allgemeine 
Uebereinſtimmung, daß die Mehrausgaben durch den 
Staat gedeckt werden müſſen. Mit der vorgeſchla⸗ 
genen Zuſammenzlehung aller Kaſſen zu einer ein⸗ 
zigen großen Kaſſe bin ich dagegen nicht einver⸗ 
ſtanden. 

Abg. Dr. Franz erklärt, daß er ſich jeder 
Form, welche eine Erhöhung der Witwen und 
Waiſen⸗Penſtonen anſtrebt, anſchließen werde. Eine 
hösere Belaſtung des Lehrerſtandes wie der Kom⸗ 
munen hält Redner für unmöglich; von letzteren 
babe ſchon 1875 der Miniſter geſagt, daß ſie das 
Höchſte leiſteten, was man von ihnen für Schul- 
zwecke beanſpruchen dürfe. Die Regierung allein 
müſſe die nothwendigen Laſten tragen. Was die 
Kapitaliſtrung anbelangt, jo jet der Vorſchlag der 
Vorlage den Wünſchen der Lehrer entſprechend. 
Eine Zentralifatton der Kaſſen hält Redner für 
bedenklich, wenn nicht für gänzlich unausführbar. 
Der Herr Regierungskommiſſar habe gejagt, bi: 
Kirchen wollten die Kollekten für die Wittwen 
und Waiſen der Lehrer nicht mehr erheben, er 
(Redner) glaubt beſtreiten zu müſſen, daß Kir⸗ 
chen ſich jemals gegen die Kollekte ausgeſprochen 
haben. 

Die Diskuſſton wird geſchloſſen. 

Der Antrag des Abg. Schmidt (Sagan), die 
Vorlage an eine beſondere Kommiſſion zu verweilen, 
wird abgelehnt und der Entwurf an die Unterrichts⸗ 
kommiſſion gewieſen. 

Es folgt die erſte Berathung des Geſetzent⸗ 
wurfs zur Abänderung und Ergänzung des Ge⸗ 
ſetzes vom 18. März 1868 betreffend die Errich- 
tung öffentlicher, ausſchließlich zu benutzender Schlacht⸗ 
bäufer. 

Abg. Cremer beſtreitet die Nothwendigkeit 
der Vorlage, welche er überdies nicht präzis genug 
findet. Nach dem vorliegenden Geſetzentwurf könne 
Fltiſch von außerhalb geſchlachtetem Vieh ungehin⸗ 
dert in die Stadt gebracht werden, während der am 
Ort wohnende Schlächtermeiſter gezwungen ſei, in 
den Schlachthäuſern fein Vieh zu ſchlachten. Red⸗ 
ner empfiehlt Ueberweiſung der Vorlage an eine 
beſondere Kommiſſſon von 14 Mitglirvern. 

Abg. Löwe (Calbe) hält Schlachthäuſer für 
eine nothwendige Ein ſchtung. Das vorliegende 
Geſeß würde den Transport von ungeſchlachketem 
Vieh von einer Grenze zur anderen unmöglich ma⸗ 
chen und dadurch die Verbreitung von Seuchen ver⸗ 
hindern. Daß ungtſchlachtetts Fleiſch von einem 
Ort zum andern gebracht werden kann, hält er für 
nothwendig. Dem Antrage des Vorredners betr. 
Ueberwelſung der Vorlage an eine Kommiſſton ſchließe 
er ſich an. 

Abg. Fiebiger: Ich halte es für richtig, 
einer Kommiſſion von 14 Mitgliedern die Vorlage 
zu unterbreiten, weil ſie nur fo genügend geprüft 
werden wird. Es iſt vielleicht erſtaunlich, daß fie 
nicht früher kam. Aber da fürchtete man zuerſt die 
von den Kommunen an die einzelnen Schlächter zu 
zahlenden Ablöſungsſummen. Diefe Furcht hat ſich 
als unnöthig erwitſen, dann kam in Betracht bie 
Konkurrenz mit dem von auswärts eingeführten 
Fleiſch; ich halte es für Recht, daß da die im 
Schlachthaus arbeitenden Schlächter geſchüßt werden. 
Im Uebrigen iſt das Geſetz nur fakultativ, läßt 
alſo das auswärtige Fleiſch, ſowelt es keine über⸗ 
mäßige Konkurrenz macht, zu; ich beantrage, dle 
Vorlage einer beſonderen Kommiſſion von 14 Mit- 
gliedern, nicht aus Feinſchaft gegen das Gefep, 
ſondern damit das Geſetz uns annehmbar gemacht 
werde, zu überweiſen. 

Demgemäß wird beſchloſſen. 

Es folgt die erſte Berathung über den Geſetz⸗ 
entwurf betreffend die Elnſetzung don Bezirks-Elſen⸗ 
bahnräthen und eines Land⸗Eiſenbahnrathes für die 
Staats-⸗Eiſenbahn⸗Verwaltung. 

Abg. Frhr. v. Huene unterwirft den Geſetz⸗ 
entwurf einer Kritik, die darin gipfelt, daß die 
Mitwirkung der Landes vertretung bei dem neuen 
Rath nicht blos ermöglicht, ſondern nöthig gemacht 
werden müſſe, und daß der Termin für die Ein⸗ 
führung des neuen Rathes (1. Januar 1882) zu 
weilt hinausgeſchoben ſel; er beantragt, din Ent 
af der Budgetkommiſſton zu überweiſen. 

Abg. v. Tiedemann (Bomf) erklärt im 
men ſeiner Freunde, für das Geſetz ſtimmen zu 
wollen, vorbehaltlich einiger kleinen Aenderungen. 
Zu den Bedenken feiner Partei gehöre, daß in dem 
Landeselſenbahnrath die Regterungs kommiſſarien Sig 
und Stimme haben. Ebenſo fet er gegen die Heran- 
ziehung der Mitglieder der Landesvertretung, hinter 
denen ſich der Miniſter leicht verſchanzen könnte. 
Dieje Punkte ſeien fo wichtig, daß er und feine 
Freunde nur nach Beſeitigung derſelben für dvs 
Geſetz ſtimmen können. Er ſchlage vor, das Giſetz 
an eine beſondere Kommiſſion von 21 Mitgliedern 
zu verweiſen. 

Arbeitöminifter Maybach: Meine Herren! 
Ich bin von dem Herrn Finanzminiſter erſucht 
worden, dem hohen Hauſe mitzuthellen, daß der 
Entwurf, welcher ſich auf die finanziellen Garantien 
bezieht, welche das hobe Haus im vorigen Jahre 
bel Annahme der Verträge über die Erweiterung 
des Staatseiſenbahnnetzes beſchloſſen habe, fertig 
geſtellt worden iſt und in kürzeſter Friſt dem hohen 
Haufe zugehen wird, ganz konform Ihren Be⸗ 
ſchlüſſen. Was den vorliegenden Geſetzentwurf an⸗ 
geht, ſo iſt derſelbe ſo gefaßt, wie er nach den 
Jatentionen der Landesvertretung eingerichtet wer⸗ 
den ſollte. Wenn in den Motiven Bedenken über 
die Zweckmäßigkeit und Opportunität einzelner Be⸗ 
ſtimmungen geäußert find, jo bemerke ich, daß die 
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Regierung diefelten aus len Stimmen des Landes 
und der Landesvertretung im vorigen Jahre ge⸗ 
ſchöpft hat. Die Regterung hat aber nichts deſto 


körnen, um im Verfolge ihrer Zuſage dem Ent⸗ 
wurf die vorliegende Geſtalt nicht zu geben und 
im Falle der Annahme die allerhöchſte Beſtätigung 
nicht zu beantragen. Die Regierung hat ſchon 
wiederholt anerkannt, daß fie es für unerläßlich 
halt, bet der Verwaltung eines fo großen Ge⸗ 
ſchäftes, wie (s die Eiſenbahnen find, ſich mit ſach⸗ 
verſtändigen, im Leben ſtehenden Beiräthen zu um⸗ 
geben, um die Wünſche und Bedünfniſſe der Eifen- 
bahnen mit den Bedürfniſſen des Verkehrs in Ein⸗ 
klang zu bringen. Dies war der Grund, weshalb 
fie bisher ſchon den Bezirksciſenbahurath in's Leben 
gerufen hat. Wenn als Termin des Inkrafttretens 
dieſts Geſetzts der 1. Januar 1882 gewählt wor⸗ 
den iſt, jo geſchah dies, weil die Wahl und Zu⸗ 
ſammenſitzung des Landeseſſenbahnrathes gewiſſe 
Vorbereitungen erfordert, und weil dies Geſetz noch 
das andere Haus paſſtren muß. Sollte es aber 
möglich ſein, einen früheren Termin einhalten zu 
können, ſo wird es der Staatsregierung nur recht 
fein. Ueber einzelne Bedenken wird man ſich in 
der Kommiſſion verſtändigen können, ohne daß der 
Rahmen, innerhalb deſſen diejes Geſetz aufgebaut 
worden iſt, alterirt zu werden braucht. Die 
Staatsregitrung hat den lebhaften Wunſch, mit 
dem hohen Hauſe ein Geſetz zu Stande zu bringen, 
welches zur Wohlfahrt des Landes im hohen Grade 
erwünſcht iſt. 
Abg. Leuſchner: Die Bezirkstiſenbahn⸗ 
räthe ſollen unter Mitwirkung der landwirihſchaſt⸗ 
lichen Vereine und der Handelskammern gewählt 
werden. Mit der erſteren Beſtimmung bin ich elu⸗ 
verſtanden, was aber die Bethelligung der Handels- 
kammern betrifft, ſo leiden ſie an dem Mangel, daß 
die Handelskammern den Kaufmannsſtand ſehr ſtark, 
den Bergwerksſtand aber gar nicht vertreten. 
halte es indeß für billig, daß man auch die Pro- 
duktion, und nicht blos die Fabrikation heranzleht. 
Im Uebrigen ſchließe ich mich den beiden Vorrednern 
dahin an, daß es ſich empfiehlt, die Vorlage an 
eine Kommiſſton zu verweiſen, aber nicht an die 
Budgelkommiſſtion, wo fie leicht verſchleppt werden 
könnte. 
Abg. v. Wedell⸗Malcho ſpricht dem 
Minifter feinen Dank aus, daß derſelbe in jo 
loyaler Welſe die im vorigen Jahre übernommene 
Verpflichtung hinſichtlich der materiellen Garantien 
erfüllt hale. Die einzige Frage von Wichtigkeit, 
über die ein Diſſens herrſche, jet, ob Mitglieder 
des Landtages in den Landeseiſenbahnrath deputirt 
werden ſollten. Redner ſpricht ſich für dieſe De- 
putlvung aus, da bisher das Haus bei der Etats⸗ 
berathung kaum in der Lage geweſen wäre, die 
wirklichen Beſchwerden des Landes zu prüfen, die 
hierfür erforderliche Information werde das Haus 
durch ſeine Mitglieder aus dem Landeselſenbahnrathe 
gewinnen. Auch er ſpreche ſich für eine beſondere 
Kom miſſlon aus. 
Abg. Büchtemann erklärt ſich prinzipiell 
gegen diefe Vorlage, da die Regelung der Eiſen⸗ 
bahn⸗ und Tarlffragen durch die in Ausſicht ge⸗ 
nommene Reichseifenbahn - Geſetzgebung erfolgen 
müſſe. 
Auch der Abg. Kalle will es nicht für ge⸗ 
nügend halten, um dleſer Vorlage unbedingt zuzu⸗ 
ſtimmen, daß fie ih der früheren Reſolutlon des 
Hauſes anſchmiege, elnzelne Beſtimmungen ſeien ent⸗ 
ſchleden verbeſſerungs bedürftig. 

Darauf wird die Diskuſſion geſchloſſen und 
le Vorlage einer beſonderen Kommiſſion von 21 
Mitgliedern überwieſen. 
Damit iſt die Tagesordnung erledigt. 
Schluß 39/ Uhr. 
Nächſte Sitzung: Mitwoch 11 Uhr. 
Tagesordnung: Wahlprüfungen, Petitionen, 
Etat. 


8 De ut ſchlaud. 

Berlin, 30. November. Der Gencral à la 
suite des Kalſers, Graf Lehndorff, hat fig mit ſel⸗ 
ner jungen Gemahlin nach Friedrichsruh begeben, 
um dieſelbe dem Reichskanzler und der Fürſlin Bis- 
marck vorzuftellen. 

— Die „Kölniſche Zeitung“, welche vor kaum 
7 Wochen durch den Tod des Sohnes ihres Be⸗ 
gründers Ludwig Dumont hart betroffen ward, iſt 
von einem neuen ſchweren Verluſt heimgeſucht wor⸗ 
den. Geſtern Morgen 11 Ubr iſt der eigentliche 
Hauptleiter des Blattes, der Buchhändler Friedrich 
Wilhelm Schultze, am Hirnſchlage plötzlich ver⸗ 
orben. Stein Tod wird auch in weiteren, na⸗ 
mentlich in buchhändleriſchen Kreiſen, Thellnahme 
finden. 


Provinzielles. 

Stettin, 1. Dezember. In Papenburg wird 
am 6 Dezember d. J. mit elner Serſteuermanns 
vnd einer Setſchifferprüfung für große Fahrt be⸗ 
gonnen werden. 

— In den letzten Tagen iſt in dem Hauſe 
Ellſabethſtraße 16 ein Bodend ebſtahl ausgeführt 
worden, bei welchem jedoch dem Diebe nur ein Sack, 
in welchem ſich außer cinem Katzenpelz alte Wäſche 
befand, zur Beute fiel. 

— Fünf hleſtge Kellner mögen wohl geſtern 
ein ſehr gutes Geſchäft gemacht haben und deshalb 
guckten fie am Abend etwas zu tief ins Glas und 
machten dann auf der Wollweberſtraße ihren Ge⸗ 
fühlen durch lautes Schrelen und Toben Luft. 
Die Folge davon war, daß ihnen der Wächter 
Ruhe gebietend entgegentrat; doch da fie luſtig wei⸗ 
ter tobten, wurden vier von Ihnen zur Kuſtodie ge⸗ 
ſchafft, während der Fünfte von dieſem Nachtquar⸗ 


Flucht zu ergreifen. 


— Am 27. November gerieten ir 
Meſcheriner Zuckerfabrik zwei Arbeiter in Strtit, 


wobei der eine, deſſen Perſönlichkeit bis jetzt nicht bervorgeboben zu werden. 
weniger dieſe Bedenken nicht für fo wichtig halten feſtgeſtellt iſt, dem andern, einem Arbeiter Ulrich 
aus Gil fenthal, mit cinem Sprupſtecher einen der⸗ 
artigen Schlag über den Kopf verſetzte, daß der den Londoner 


Schädel brach. Ulrich wurde in das hieſige Kran⸗ 
kenhaus gebracht, wo er geſtern in Folge der Ver ⸗ 
letzung verſtorben iſt. 

+ Aruswalde, 28. November. Faſt mit Win⸗ 
deseile wurde geſtern die Nachricht von Haus zu 
Haus getragen, daß dem zum Bürgermeiſter hier 
ſelbſt gewählten Stadtkaſſenrendanten Man nſteln 
zu Grabow bei Stettin von Seiten der 
Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. die Beſt ä⸗ 
tigung verſagt ſei. Leider hat ſich dieſe 
Nachricht bewahrheitet. Aus welchen Gründen die 
Beſtätigung verſagt worden, iſt nicht bekannt ge- 
worden. Wir ſtehen nun wiederum vor einer Neu⸗ 
wahl und fol dieſe ſobald als möglich vor ſich ge- 
hen, da aller Wahrſchtinlichkeit von einer nochma⸗ 
ligen Ausſchreibung der Stelle von Seiten der 
Stadtotrordntten⸗Verſammlung Abſtand genommen 
werden wird, da verſchiedene Bewerbungsgeſuche 
auch noch vorliegen. — Soeben Abends 91, Uhr 
ertönt die Sturmglocke und meldet, daß es wir 
derum in unſtrer Stadt brenne. in heller Feuer⸗ 
ſchein ließ erkennen, daß elne mit Ernte⸗Vorräthen 
gefüllte Scheune in Brand ſtehe. Wir begaben uns 
ſofort zur Brandſtälte und fanden, daß die am 
Radener Wege ausgebame Scheune des Ackerbür⸗ 
gers Otto Kobs hierſelbſt in hellen Flammen ſtand 
und daß jeder Rettungsverſuch, da die Scheune mit 
Stroh gedeckt war, vergeblich ſei. Die herbeige⸗ 
tilten Sprltzen lenkten zuvörderſt ihre Aufmerlſamleit 
auf das zunächſt belegene ſehr gefährdete Gehöft 
des Handels mannes Kurz, welches vom Flugftuer 
unaufhörlich bedroht war, und gelang es, dies Ge- 
höft zu ſchützen. Die Scheune, welche mit Roggen 


ch vollgefüllt war, iſt vollſtändig niedergebrannt. Der 


Feuerſchein währte wohl 2 Stunden, fs daß ver⸗ 
ſchiedene Spritzen vom Lande zu Hülfe kamen. 
Man vermuthet Brandſtiftung durch einen vor 
Kurzem von Kobs entlaſſenen Albeiter. 


Alterariſches. 


Kalender 1881. Bei herannahendem Jah⸗ 
reswechſel iſt Jedermann genöthigt, ſich einen neuen 
Kalender anzuſchaffen und bei der Fluth ker ſich 
jährlich mehrenden Kalender - Ausgaben wird es 
immer ſchwieriger, das Beſte und Zweckentſprechendſte 
ſofort herauszufinden. Um jo mehr benutzen wir 
gern die Gelegenheit, auf einige uns vorliegende 
Kalender aus dem Verlage von Sam. Lucas 
in Elberfeld aufmerkſam zu machen, die ſawohl für 
Geſchäftsleute aller Art, als auch für Haus haltun⸗ 
gen und überhaupt für Jedermann brauchbar und 
bireits ſeit einer Reihe von Jahren im In⸗ und 
Auslande beliebt ſind. 5 8% 

Tägliche Notizbücher für Komptoire ꝛc 

werden von verſchiedenen Seiten angeboten und find 
ſich in Format und äußerer Ausſtattung alle ähn⸗ 
lich, dagegen iſt der Inhalt dieſer Bücher ſehr ver ⸗ 
ſchieden. Bezüglich des letzteren, welcher zur prak⸗ 
tiſchen Benußung für den Kaufmanns ſtand beſtimmt 
if, glauben wir auf die Ausgabe von Sam. Lucas 
in Elberſeld beſonders aufmerkſam machen zu ſollen. 
Dieſelbe enthält: Kalendartum mit Bezeichnung der 
Feſttage, Buß- und Beltage im diutſchen Reich, 
Meſſen, Märkte zc., für jeden Tag Raum zu No- 
tizen, — im Anhange Nachrichten über aller Art 
Verſendungen durch die Poſt nach dem Ja- und 
Auslande nebſt Porto-Tarifen, Depeſchentarif für 
In- und Ausland, Verzeichniß deutſcher und aus⸗ 
ländiſcher Banlpläße, deutſcher und fremder Konſu⸗ 
late, Adreßbuch der Rechtsanwälte, Gerichts vollzicher 
und Rechtskonſulenten, Wechſelſtempeltarif, Zinobe⸗ 
rechnungstabellen, Verzeichniß der deutſchen Amts⸗ 
gerichte, Notizen für den Giſchäftsverkehr mit der 
Reiche bank, werthloſe Banknoten, Straßen vrrzelchniß 
Berlins, Verkehrskarte von Mitteleuropa. Preis 
2 Mark. 
Der Schreibmappenkalen ter. Paris: in 
bausrhajtem Karton-Umſchlag geheftet 1 M 50 
Pf, in Lelnwandmappe mit grüner Schreib-Unter- 
lage 1 M. 80 Pf. Derſelbe iſt mit Fließpapier 
durchſcheſſen und enthält pro Woche 1 Seite zu 
Notizen, ferner im Anhange ein Verzeichniß der 
Rechtsanwälte, Gerichts vollzleßzer und Rechts konſnu⸗ 
lenten ac. Deutſchlands und vieler Orte des Aus 
landes, ſowie allerhand für den Geſchäfts verkehr 
wlchtige Mitteilungen für aller Art Verſendungen 
durch die Poſt, Einnahme- und Ausgabe⸗Tabellen c. 
Wir empfeblen dieſen Kalender ſowohl als Schreib- 
unterlage, als auch als vortrefflichts Komptoir⸗ 
endbuch. 2 
i Der Notizkalender, Preis 1 M. 50 Pf., 
enthält auf 28 Bogen handlichen Taſchenformate 
pro Tag eine Seite Raum zu Notizen, ferner Be⸗ 
zeichnung der Monate, Tage, Meſſen ꝛc., Gebühren ⸗ 
tarif für Telegramme nach allen Theilen der Erde, 
Einnahme- und Aus gabe-Tabellen, Zine berechnungs 
tafeln, Wechſelſtempeltarif; er iſt elegant in Kalito 
gebunden und mit Taſche und Bleiſtift verſehen. 

Damen’alender pro 1881 à 2 M. Die 
zußerſt elegante Ausſtattung, gutes Papier, ſauberer 
Druck, der prachtvolle in Farben ⸗ und Gold⸗ 
druck ausgeführte Kaliko-Einband mit Gols ſchnitt 
macht das Buch zu einem ſehr hübſchen Feſtgeſchenk 
für Damen und der 16 Bogen umfaſſende vlelſel⸗ 
tige Inhalt, als z. B. Kalender, Kalendarlum, Ta⸗ 
bellen für Einnahme und Ausgabe, Blätter für 
Familien-Notizen, eine Novelle: „Im Schnee“ von 
Marie Landmann c. iſt geeignet, den Damenkalende 
in allen Kreiſen beliebt zu machen. Das ia Licht ⸗ 
druck hergeſtellte Titelbild, die Portraits Sr. Kgl. 


tier verſchout blieb, da er es vorzog, ſchleunigſt die Hoheit des Prinzen Wilhelm von Preußen und 


Ihrer Hoheit der Prinzeſſin Auguſta Vickorla von 


der Scleswiz⸗ Holſtein ⸗Sonderburg⸗Nuguſter burg darſtel⸗ 


lend, verdient als beſonderer Schmuck des Kalenders 


[266] 
Handelsbericht. 

London, 27. November. (Wochenbericht über 

Kartoffelmarkt von Emil Stargardt, 

South Eaſtern Wharf, Southwark.) 

Das Geſchäft in der Berichts woche zeigt keine 
weſentliche Aenderung gegen das der Vorwoche; 
die Stimmung bistbt gedrückt und ſchließen Prelſe, 
die Montag und Dienſtag etwas feſter waren, wie⸗ 
ber ziemlich unverändert gegen letzte Sonnabends⸗ 
Notirung. — Der Umſatz von deutſcher Waare 
war gering; von den angekommenen ca. 84,000 
Sack wurden ungefähr 30,000 Sack — davon ca. 
10,000 Sack erfroren — aus dem Markt genom- 
men; die Zufuhren verringern ſich jetzt täglich und 
ſtellen die aus Deutſchland eintreffenden Berichte 
nur unbedeutende weltere Abladungen in Ausſicht. 

Es erzielten: Beſte deutſche rothe 90 bis 
1003, d. mittel rothe 70—85, d. kleine rothe 
60— 705, d. Schneeflocken, rege begehrt, 80— 90s. 

Zwiebeln 130—160 s. 

Alles per Ton incl. Sack ab Wharf. 
Zelegraphifche Depefchen. 
Paris, 30. November. Senat. Beratung 
des Budgets des Minifteriums dis Auswärtigen. 
Gontaut-Biron führt unter Anerkennung der früher 
von Thiers befelgten friedlichen Politik aus, daß 
jeit dem Berliner Kongreſſe eine andere Politik 
inargurirt worden, welche auf die Flo tendemon- 
ſtration hinausgelaufen ſei, die zu einem Kriege 
hätte führen können. Die tradittonelle Politik 
Frankreichs ſti nicht die Vernichtung der Türkei, 
deren Exiß enz wichtig jet für den Weltfrieden. Man 
hätte die Türkei nur durch eine moraliſche Preſſton 
zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen anzuhalten ſu⸗ 
chen wüſſen, d. h. durch die Abberufung der Bot⸗ 
ſchafter. Gontaut-Biron ſprach ſich wetter tadelnd 
über die Initialiee Frankreichs für eine Flolten⸗ 
demonſtration zu Gunſten Griechenlands aus, ſowie 
über die Idee der Entſendung elner Militärmiſſion 
nach Athen. Eine ſolche Demonſtratton würde 
noch unkluger ſein, als die bezüglich Dulcignos und 
würde dem Vertrage von Berlin zuwiderlaufen. Die 
Politik einer Intervention entſpreche nicht den 
Wünſchen des Landes. Gontaut verlangt Mitthei- 
lung der den Flottenkommandanten ertheilten In⸗ 
ſtruktion und Aufklärungen über das Projekt der 
Militärmiſſton nach Griechenland, ſowle über Ent- 
ſendung eines Panzerſchiſfes nach Tunis. Der Mi- 
niſter des Auswärtigen, Barthelemy Saint Hllaiıe, 
erwiderte, Frankreich ſei abſolut genöthigt geweſtu, 
dem Berliner Kongreß beizuwohnen; es beſtände 
kein Widerſpruch zwiſchen der von Thlers befolgten 
Politik und derjenigen des jetzigen Miniftertums. 
Der Minifer rühmte die Reſerve, Klugheit und 
Großherzigkeit Rußlands, welche ſich darin bekundet, 
daß es eingewilligt hätte, ſich den Beſchlüſſen des 
Kongreſſes bezüglich des Ver rags von San Stefano zu 
unterwerfen. Die Flottendemonſtratlon habe einen 
dreifachen Zwick gehabt, nämlich: die Pforte zu 
zwingen, in der monttnegriniſchen, griechiſchen und 
ermtniſchen Frage nachzugeben. Die Beihülfe 
Frankreichs habe der Sache des Friedens und der 
Ehre gedient. Die Klugheit Frankreichs habe die 
Flottendemonſtration in den beabſichtigten Grenzen 
gthalten. Was die Flottendemonſtration zu Gun⸗ 
ſten Grirchenlands ang he, ſo gehöre ditſelbe in's 
Gebiet der Hypotheſen. Der Miniſter fuhr fort: 
Wir lönnen nicht darauf antworten, was in der 
Zukunft geſchehen wird, aber wir beſtätigen unfere 
friedlichen Geſinnungen und wir hoffen, daß die 
griechiſche Frage ohne Zwangsmaßregeln gelöſt wer- 
den wird. Wir glauben, der Fall der Türkei würde 
eine entſetzliche Kataſtrophe fein, die nan vermeiden 
oder wenigſtens um jeden Preis hinaus ſchleden muß. 
Wir haben für Griechenland eine lebhafte Sym⸗ 
pathie, aber England iſt es, welches zuerſt in Ber⸗ 
Un die griechiſche Frage zur Sprache gebracht hat. 
Man muß hoffen, daß Griechenland auf die Rath 
ſchläge Europas hören wird. Die Aktenſtücke be- 
züglich der griechiſchen Frage werden demnächſt vor⸗ 
gelegt werden. Das Miniſterium hütte gewünſcht, 
daß man die tuneſiſche Frage nicht berührt hätte, 
da dieſelbe noch dunkel und deltlater Art jet Auf 
ten Berliner Kongreß zurückkommend, erklarte der 
Minlſter, wenn Frankreich demſelben nicht beige vohnt 
haben würde, würde es verdächtigt worden ſeiu, ge⸗ 
heime Abſichten zu haben. Wir haben Feine glan⸗ 
zende, aber eine nüßliche Rolle auf dem Kongreſſe 
geſpielt. Der Berliner Koagreß hat den Frieden 
aufrecht erhalten. Wir werden ihn ferner auftecht 
erhalten, wie es unſere Vorgänger gethan haben. 
— Bceoglie betonte, es ſel Zeit, auf die Politik 
Thiers' und Mac Mahon's zurückzukommen. Die 
Zeit für eine Gefühls politik oder tine Polltik der 
Einbildung fe vorüber, man müſſe eine Politik 
beobachten, die nur die wirklichen Intereſſen des 
Landes ſtütze und aufrecht erhalte. Frankreich müſſe 
alle Verwicklungen vermeiden, Franlteich muſſe uu 
tral und frei in ſeiner Politik bleiben. Frankreich 
habe die Frage wegen einer Flottendemonſtration 
zu Gunſten Griechenlands aufgeworfen, mit welchem 
Frankreich ſympathiſtre, aber die Frage müſſe vom 
franzöſtſchen Geſichtspunkt aus geprüft werden. 
Wenn aber über den Miniſtern Itmand flehe, der 
über die Diplomaten disponire und die Diplomatie 
auf den Banketts der commis voysgeurs mache, 
fo jet es nicht möglich, daß Frankreich in Europa 
noch Vertrauen befige. — Freycinet führt aus, 6e 
ſei natürlich, daß Frankreich Intereſſe für Grie⸗ 
chenland gezeigt habe und es vergrößern wollte. 
Die zum Schutze Montenegros getroffenen Maß⸗ 
regeln hätten keine Feindſeligkeit gegen die Türket, 
ſondern gegen die aufſtändiſchen Banden in Alda⸗ 
nien bezweckt. — Das Budget wurde ſchlleßlich an 
genommen. 
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